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Ende Februar hat Russland Krieg gegen die Ukraine begonnen. 
Über 1,5 Millionen Menschen waren kurze Zeit später auf der Flucht.

Viele Kolleginnen und Kollegen sind über Vereine, Hilfsorganisationen oder auch privat engagiert,  
um den Menschen aus dem ukrainischen Kriegsgebiet zu helfen.
Lesen Sie mehr dazu in verschiedenen Beiträgen dieser Ausgabe.

Flucht vor dem Krieg in der Ukraine
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Der Landesvorstand des BSBD Sachsen-Anhalt in Vorbereitung auf die Gespräche mit den Landtagsfraktionen. � Foto: BSBD Sachsen-Anhalt

Die Sache auf den Punkt gebracht ! –  
JUSTIZvollzug bedeutet Sicherheit

In Gesprächen mit den Fraktionen im Landtag wurden 
nachfolgende Themen angesprochen.

• �Der Zustand der Digitalisierung in den Justizvoll­
zugsanstalten entspricht nicht mehr den  
Anforderungen.

• �Der BSBD fordert eine Anpassung der 
Vollzugszulage(Gitterzulage) an die Polizeizulage. 

• �Die Vollzugszulage hat sich seit über 10 Jahren nicht 
verändert, was auch für die Schichtzulage zutrifft. 

• �Die Schichtzulage ist immer noch auf dem Stand  
von 2011.

• �Wie geht es weiter mit dem Standort Halle und  
Volkstedt? Die Justizministerin hat sich klar positio­

niert, aber zugleich darauf verwiesen „das letzte Wort 
dazu hat der Finanzminister Herr Richter“.

• �Das Personal ist auf die 3 Standortregelung  
ausgerichtet, so wie es im existierenden Feinkonzept 
nachzulesen ist.

• �PERSONAL muss nach dem Bedarf berechnet  
werden. Der Bedarf ermittelt sich nach den  
Aufgaben des Justizvollzuges und nicht nach dem  
zur Verfügung stehenden Personal.

• �Die Anwärter sollten an dem Standort verbleiben wo sie 
ausgebildet werden.

• �Der Landesverband positioniert sich zum Thema –  
BodyCam ganz klar – kein Einsatz von BodyCams in den 
Justizvollzugsanstalten. � ■

Treffen mit der CDU-Fraktion in Magdeburg
BSBD – Nach der Wahl des Landtages 
Sachsen-Anhalt im Juni 2021 hat die 
Landesleitung des BSBD den einzel-
nen Fraktionen Raum gegeben, sich 
zu finden. 

***
Am 8. März 2022 trug der BSBD der 
CDU-Landtagsfraktion die Themen vor, 
die uns unter den Nägeln brennen.

In dem kurzen zur Verfügung ste­
henden Zeitrahmen konnten leider nur 
zwei Probleme angesprochen werden. 
So wurde ausführlich über die Proble­
matik der Digitalisierung in den Voll­
zugsanstalten gesprochen und seitens 
der CDU-Fraktion Verständnis signa­

lisiert. Weiterhin wurde über die An­
hebung der Gitterzulage entsprechend 
im Verhältnis zur Polizeizulage gespro­
chen. In der CDU-Fraktion herrschte 
Unverständnis, dass diese bisher noch 
nicht auf gleiche Höhe angehoben wur­
de. Hier hoffen wir auf Unterstützung.

Leider mussten wir das Gespräch aus 
terminlichen Gründen beenden, uns 
wurde aber ein zeitnaher Folgetermin 
zugesagt, um weitere Themen zu erör­
tern.

***
CDU – Am 8. März 2022 waren als 
Vertreter des BSBD-Landesverbandes 
Sachsen-Anhalt Mario Pinkert (Lan­

desvorsitzender), Anett Matz (Frau­
enbeauftrage des BSBD) und Jörg 
Hagendorf (Vorsitzender Ortsverband 
JVA Burg) für ein erstes Gespräch im 
Landtag von Sachsen-Anhalt zu Gast 
bei der Arbeitsgruppe für Recht, Verfas­
sung und Verbraucherschutz der CDU-
Fraktion Sachsen-Anhalt. 

Für die Arbeitsgruppe waren die Ab­
geordneten Karin Tschernich-Weiske 
(Rechtspolitische Sprecherin), Christi
an Albrecht, Stephen Gerhard Stehli 
sowie die Referentin Lisa Lewerenz an­
wesend. 

An dem Gespräch nahmen zudem die 
Justizministerin Franziska Weidin-
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ger und der CDU-Fraktionsvorsitzende 
Siegfried Borwardt teil.

In der Erörterung wurden unter ande­
rem die Vollzugszulage (Gitterzulage), 
der Zustand der Digitalisierung und die 
Materialbeschaffung angesprochen.

Die Gitterzulage wurde bereits in der 
7. Wahlperiode angegangen, konnte 
aber nicht umgesetzt werden. Obwohl 
diese Zulagenerhöhung für die Voll­
zugsbediensteten keine Verankerung 
im Koalitionsvertrag für die 8. Wahl­
periode gefunden hat, betonen die Ver­
treter der CDU-Fraktion, dass die Um­
setzung und damit eine Anpassung der 
Zulagen von Vollzugs- und Polizeibe­

amten ausdrücklich erwünscht ist. Dies 
sei ein wichtiges und wertschätzendes 
Zeichen für die Arbeit der Vollzugsbe­
amten. Sachsen-Anhalt könnte damit 
auch Vorbild für andere Bundesländer 
sein. Da aufgrund eines Folgetermins 
nicht alle Themen behandelt werden 
konnten, sind die Vertreter des BSBD-
Landesverbandes zu einem weiteren 
Gespräch für April 2022 in die CDU-
Arbeitsgruppe eingeladen.

Die Arbeitsgruppe der CDU-Fraktion 
Sachsen-Anhalt bedankt sich für dieses 
erste, konstruktive Gespräch mit den 
Vertretern des BSBD-Landesverbandes 
Sachsen-Anhalt. � ■

BSBD – Am Weltfrauentag, nahm der 
BSBD auf eine Einladung der SPD im 
Landtag ein Gespräch mit Herrn Rü-
diger Erben, dem Parlamentarischem 
Geschäftsführer und dem Referenten 
für Wirtschaft, Recht, Verfassung, Ver­
braucherschutz, Medien sowie Bundes- 
und Europaangelegenheiten Herrn Lu-
kas Kiehne, dem Landesvorsitzenden 
des BSBD Herrn Mario Pinkert, der 
Frauenbeauftragten des BSBD Frau 
Anett Matz und aus dem erweiterten 
Landesvorstand des BSBD, dem Orts­
vorsitzenden aus der JVA Burg Herrn 
Jörg Hagendorf wahr.

Es war ein sehr offenes und konstruk­
tives Gespräch. 

Im Nachgang bleibt es abzuwarten, 
ob angesprochene Probleme des Justiz­
vollzuges im Landtag Gehör finden und 
Lösungen präsentiert werden können. 

***
SPD – Der justizpolitische Sprecher der 
SPD-Landtagsfraktion Sachsen-Anhalt, 
Rüdiger Erben, traf sich am 8. März 

2022 mit den Vertretern des BSBD zu 
einem intensiven Austausch über den 
Justizvollzug in Sachsen-Anhalt. 

Von der Digitalisierung über die Per­
sonalpolitik bis hin zur weiteren Ent­
wicklung der Vollzugsstrukturen im 
Land reichte die Spannbreite an The­
men und Baustellen, vor denen die Lan­
despolitik in den nächsten Jahren steht. 

Erben betonte dabei, dass er dem 
Gefühl vieler Strafvollzugsbedienste­
ten, „Beamte zweiter Klasse“ zu sein, in 
den nächsten Jahren entgegenwirken 
möchte. 

Erster Schritt ist dabei die von der 
Deutschland-Koalition im Koalitions­
vertrag geplante und vom BSBD kriti­
sierte Erhöhung der Justizvollzugszula­
ge um 20 %. Sie soll nach dem Willen 
der SPD-Fraktion durch die ursprüng­
lich bei den Koalitionsverhandlungen 
angedachte Angleichung an die Poli­
zeivollzugszulage ersetzt werden – und 
das möglichst schon in den jetzt anste­
henden Verhandlungen für den Lan­

deshaushalt 2022. Der Dienst würde 
dadurch auch für potenzielle Bewerber 
ein Stück weit attraktiver.

Beim Thema Digitalisierung ist Geld 
nicht das Problem, wohl aber Beschaf­
fung und Betreuung von IT-Geräten. 
Hier will die SPD-Fraktion beim Minis­
terium für Justiz darauf hinwirken, dass 
bei den geplanten Maßnahmen der 
nächsten Jahre der Justizvollzugsdienst 
nicht hinter den Gerichten und Staats­
anwaltschaften zurückfällt.

Das Großprojekt Vollzugsstruktur 
soll, so Erben, trotz aller Dringlichkeit 
mit Bedacht durchgeführt werden. Ob 
sich der Justizvollzug zukünftig an drei 
oder an vier Standorten konzentriert, 
ist von den tatsächlichen Möglichkeiten 
abhängig: Wenn die Baugutachten für 
eine Erweiterung des Standortes Volk­
stedt sprechen, dann sollte dies auch 
politisch gestützt werden. Eine Erwei­
terung um jeden Preis und überhastete 
Planungen würden jedoch schnell zu 
Millionengräbern führen und ist einer 
langfristigen Lösung wenig zuträglich. 
In jedem Fall muss die Landesregierung 
eine eindeutige Perspektive – nicht zu­
letzt für die Bediensteten – schaffen. 

Die SPD-Fraktion bedankt sich aus­
drücklich beim BSBD für das tiefgrei­
fende Gespräch und freut sich auf die 
weitere Zusammenarbeit. � ■

Foto: BSBD Sachsen-Anhalt

Arbeitsgespräch  
des BSBD mit der 
Landtagsfraktion 
der FDP
BSBD – Am 2. März 2022 trafen sich 
die Kollegen Pinkert und Altner in der 
FDP-Landtagsgeschäftsstelle mit dem 
Parlamentarischen Geschäftsführer und 
Innen- sowie Rechtspolitischen Spre­
cher der FDP Herrn MdL Guido Kos-
mehl zu einem ersten Arbeitsgespräch. 

Herr Kosmehl betonte in seiner Be­
grüßung, dass er im Vorfeld der Land­
tagswahl für die Beantwortung der 
Wahlprüfsteine des BSBD verantwort­
lich zeichnete und auch in den Koali­
tionsverhandlungen federführend für 
die FDP die Bereiche Innenressort und 
Justiz bearbeitet hat. Umso mehr freut 
er sich jetzt auf den direkten Austausch 
mit den Interessenvertretern aus diesen 
Bereichen.

Die Kollegen Pinkert und Altner 
brachten zum Ausdruck, dass man in 
der jetzigen personellen Aufstellung des 
BSBD-Landesverbandes seit ca. zwei 
Jahren mit dem propagierten Slogan 
„Justizvollzug bedeutet Sicherheit“ 

BSBD spricht mit der  
SPD-Landtagsfraktion
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im parlamentarischen Rahmen aktiv 
ist, um hier ein Umdenken zu generie­
ren, denn als Interessenvertreter sind 
wir der Meinung, dass der Justizvollzug 
zur inneren Sicherheit gehört. 

Inhalt des Arbeitsgespräches waren 
die Themengebiete: Digitalisierung im 
Justizvollzug, Anpassung der Vollzugs­
zulage an die Polizeizulage, Einsatz der 
Anwärter am Ausbildungsstandort, Pla­
nung der Vollzugslandschaft unter Ein­
beziehung der Standorte Volkstedt und 
Halle(Saale), Fortschreibung des Fein­
konzept Personal zur auskömmlichen 
Kompensation der Altersabgänge, der 
hohe Altersdurchschnitt des Personal­
körpers und ganz speziell der Umgang 
mit der freiwilligen Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit. Speziell zur Nach­

wuchsgewinnung und der Motivation 
der aktiven Beschäftigten erläuterte 
Herr Kosmehl seine Schwerpunktset­
zung für die aktuelle Legislative, eine 
auskömmliche Alimentation unter Ein­
beziehung und Prüfung der gewährten 
Zulagen in Verbindung mit einer Stel­
lenausstattung, die allen Beschäftigten 
eine Perspektive aufzeigt und der Klä­
rung der Standortfragen für mindestens 
15 Jahre. Das Arbeitsgespräch verlief in 
einer konstruktiven Atmosphäre und 
es wurde vereinbart, dass man sich zu­
künftig regelmäßig treffen wird. 

Seitens der Kollegen Pinkert und Alt-
ner wurde versichert, dass der BSBD 
Landesverband jederzeit als Ansprech­
partner für Fragen im Bezug zum Jus­
tizvollzug zu Verfügung steht.�  ■

BSBD spricht mit der  
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

„Anlässlich des nun endlich dem Land­
tag zugeleiteten Haushaltentwurfs der 
Landesregierung für das Jahr 2022 
hat die bündnisgrüne Landtagsfrak­
tion mit dem Landesvorsitzenden des 
Bundes der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands, Mario Pinkert, über die 
aktuellen Herausforderungen im Straf­
vollzug gesprochen. Themen waren die 
schwierige Personalsituation und Pro­

bleme bei der Nachwuchsgewinnung, 
der zu langsame Fortschritt im Bereich 
Digitalisierung und die zukünftigen 
Gefängnisstandorte in Sachsen-Anhalt. 
Wir sind überzeugt: guter Strafvollzug 
braucht ausreichend und motiviertes 
Personal. Dafür kämpfen wir auch im 
Rahmen der Haushaltsverhandlungen.“

Landtagsabgeordneter  
Sebastian Striegel � ■

Arbeitsgespräch des BSBD mit der  
Landtagsfraktion DIE LINKE

Sebastian Striegel

Mario  
Pinkert

Peter Wanja Schubert 

Cornelia  
Lüddemann 

BSBD – Am 9. März 2022 wollten sich 
die Kollegen Pinkert und Altner mit 
der Fraktionsvorsitzenden und Rechts­
politische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE Frau MdL Eva von Angern zu 
einem ersten Arbeitsgespräch treffen. 

Leider war Frau MdL Eva von An-
gern kurzfristig verhindert und so wur­
de der Termin zu einem informellen 

Gespräch mit der Referentin für Rechts- 
und Innenpolitik der Landtagsfraktion 
DIE LINKE Frau Drzisga zu den ak­
tuellen und zukünftigen Themen des 
BSBD LV Sachsen-Anhalt genutzt. Die 
Kollegen Pinkert und Altner brachten 
zum Ausdruck, dass man in der jetzigen 
personellen Aufstellung des BSBD Lan­
desverbandes seit ca. zwei Jahren mit 

dem propagierten Slogan „Justizvoll­
zug bedeutet Sicherheit“ im parlamen­
tarischen Rahmen aktiv ist, um hier ein 
Umdenken zu generieren, denn als In­
teressenvertreter sind wir der Meinung, 
dass der Justizvollzug zur inneren Si­
cherheit gehört. 

Weitere Themengebiete waren: Digi­
talisierung im Justizvollzug, Anpassung 
der Vollzugszulage an die Polizeizu­
lage, Einsatz der Anwärter am Ausbil­
dungsstandort, Planung der Vollzugs­
landschaft unter Einbeziehung der 
Standorte Volkstedt und Halle (Saale), 
Fortschreibung des Feinkonzept Perso­
nal zur auskömmlichen Kompensation 
der Altersabgänge, der hohe Alters­
durchschnitt des Personalkörpers und 
speziell der Umgang mit der freiwilligen 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit.

***
Im Nachgang eines Gespräches mit 
Vertretern der Landesleitung des 
Bundes der Strafvollzugsbedienste-
ten (BSBD) Landesverband Sachsen-
Anhalt erklärt DIE LINKE im Landtag 
von Sachsen-Anhalt:

„Der Justizvollzug ist ein besonders 
sensibler Bereich. Der Umgang mit den 
Gefangenen erfordert eine ganz be­
sondere Verantwortung und ein hohes 
Maß an Kompetenz und Einsatzbereit­
schaft von den Beschäftigten in den 
Justizvollzugsanstalten des Landes. Die 
Betreuung und Behandlung der Gefan­
genen ist eine Aufgabe, die tagtäglich, 
an Wochenenden, Feiertagen und zu­
dem rund um die Uhr realisiert werden 
muss. Die Justizvollzugsbeschäftigten 
leisten eine zunehmend schwierigere 
Arbeit im Interesse eines menschen­
würdigen Strafvollzuges. Dafür gilt ih­
nen unser Dank.

Die Landtagsfraktion DIE LINKE teilt 
und unterstützt die Auffassung des 
BSBD Landesverband Sachsen-Anhalt, 
dass es einer auskömmlichen Perso­
nalausstattung und guter Arbeitsbe­
dingungen in den Einrichtungen des 
Justizvollzuges bedarf, damit die Be­
schäftigten des Justizvollzuges in der 
Lage sind, ihre beruflichen Aufgaben 
tagtäglich mit großer Motivation und 
hohem Engagement ausüben zu kön­
nen. 

Das umfasst insbesondere die Kom­
pensierung der hohen Zahl von Al­
tersabgängen mittels ausreichender 
Neueinstellungen auf der Grundla­
ge einer anzustrebenden quantitativ 
wie auch qualitativ auskömmlichen 
Bewerber:innen-Situation. Denn es gilt 
letztendlich, das Feinkonzept zur Per­
sonalstrategie in der Justiz umzusetzen 
und mit Leben zu erfüllen. Dazu gehö­
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ren zweifelsfrei aber auch eine faire und 
angemessene Bezahlung einschließlich 
einer angemessenen Zahlung von Er­
schwerniszulagen. Wir werden uns des­
halb in künftigen Haushaltsberatungen 
für eine Aufhebung der Ungleichbe­
handlung von Bediensteten des Justiz­
vollzuges und des Polizeivollzugsdiens­
tes einsetzen, denn gerade im Hinblick 
auf die Vollzugszulage ist eine Anglei­
chung an die Polizeivollzugszulage an­
gezeigt. Aber auch die Schichtzulage 
befindet sich immer noch unverändert 
auf dem Stand des Jahres 2011 und 
muss angepasst werden.

Auch beim gegenwärtigen Zustand 
der Digitalisierung im Justizvollzug, als 
eine der zentralen Herausforderungen 
in den kommenden Jahren, sieht die 
Fraktion DIE LINKE noch erheblichen 
Nachholbedarf. Denn wenn man die Di­
gitalisierung in der Justiz vorantreiben 
will, darf man den Justizvollzug nicht 
vergessen. Das bedeutet: Nicht nur die 
Gefängnisverwaltung muss digitaler, 
sondern auch den Gefangenen muss 
der Zugang zu digitaler Technik schon 
aus Resozialisierungsgründen gewährt 
werden. 

Im Interesse der Bewältigung der 
vor dem Justizvollzug und seinen Be­
schäftigten stehenden Aufgaben setzt 
die Landtagsfraktion DIE LINKE auf 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit 
den Interessenvertreter:innen für die 
Beschäftigten in den Justizvollzugsan­
stalten des Landes Sachsen-Anhalt, um 
auf der Grundlage eines regen Gedan­
kenaustausches die Arbeitsbedingun­
gen der Beschäftigten im Justizvollzug 
nachhaltig zu verbessern. 

Wir werden unsere begonnenen Ge­
spräche mit Vertreter:innen des BSBD 
Landesverband Sachsen-Anhalt aktiv 
fortsetzen und intensivieren.“

Eva von Angern
Fraktionsvorsitzende und  
Rechtspolitische Sprecherin � ■

Welche Zukunft hat der Landesbetrieb 
für Beschäftigung und Bildung der 
Gefangenen(LBBG) in Sachsen Anhalt ?
Werte Kolleginnen und Kollegen, ich 
möchte Ihnen heute einen kurzen Ein-
blick in die Behörde des LBBG, aus 
der Sicht eines Bediensteten des mitt-
leren Werkdienstes gewähren. 
Als Kollege der sogenannten ersten 
Stunde mit Gründung des LBBG stellt 
sich nach 17 Jahren die Frage, warum 
gibt es diese Behörde eigentlich noch 
und welchen Zweck verfolgt man in 
der Aufrechterhaltung des Landesbe-
trieb? 

Acht Wechsel in der  
Behördenleitung
Seit der Gründung des LBBG 2005 
erfolgten acht Wechsel in der Behör-
denleitung. Das hat zur Folge, dass es 
keinen Leitgedanken und keine klare 
erkennbare Ausrichtung der Behörde 
gibt. Die Frage ist, ist die Stelle nicht 
attraktiv genug, um zu bleiben, oder  
gibt es andere Aspekte, die wir als Kol-
legen nicht erkennen? Eins ist gewiss, 
der Arbeit im Landesbetrieb ist dieser 
ständige Wechsel in der Leitungsebe-
ne nicht gut bekommen. Jeder Leiter 
hat seine Zeit gebraucht sich einzuar-
beiten, jeder hatte seine eigene Sicht 
auf die Abläufe innerhalb der Behörde 
und diese Abläufe wurden dann verän-
dert. 

Funktionierende Strukturen wurden 
aufgehoben und man hat versucht, 
mit mäßigem Erfolg, neue Strukturen 
aufzubauen, eine neue Leitung kam 
und alles fing von Neuem an. 

Die Bildungs- und Beschäftigungs-
zeiten für die Gefangenen wurden 
immer weiter eingekürzt, trotz berech-
tigter Einwände der Kollegen der Bil-
dungs- und Beschäftigungsbetriebe! 

Eine Devise im Strafvollzug lautet 
sinngemäß „beschäftige den Gefan-
genen, sonst beschäftigt er dich“, die-
se scheint veraltet zu sein. 

Es gibt Abrechnungsprogramme die 
nicht zeitgemäß sind und fehlerhaft 
arbeiten. Durch diesen Umstand wer-
den Arbeitsabläufe verkompliziert, der 
Aufwand für Auftragsabwicklung und 
Bearbeitung verdoppelt.

Viel Augenmerk wird auf die Verwal-
tung der Behörde gelegt. Die wesent-
liche Aufgabe unserer Behörde sollte 
aber unserem Namen entsprechen 
„Bildung und Beschäftigung von Ge-
fangenen“. Man hat den Eindruck, 
das gerät immer mehr in den Hinter-

grund. Der Name „Arbeitsverwaltung“ 
wäre da treffender.

Lange Jahre wurde es versäumt, 
gleich wie im operativen Vollzugs-
dienst, junge Menschen für die Aufga-
be zu gewinnen. Wir haben dadurch 
bei den Kollegen, die mit den Gefan-
genen direkt arbeiten, einen Alters-
durchschnitt von über 50 Jahre. 

In den nächsten Jahren werden uns 
viele Kollegen durch das Eintreten 
in den Ruhestand verlassen, ich bin 
mir sicher, damit drohen auch Schlie-
ßungen von Betrieben und Kostenstel-
len. 

Viele Arbeiten werden durch externe 
Bildungsunternehmen geleistet, diese 
machen ihre Arbeit sehr gut, das steht 
außer Frage, man fragt sich trotzdem, 
ist das die Zukunft? 

Die Kollegen fragen sich: warum 
gibt es die Behörde überhaupt noch? 
Wo sind die Vorteile einer solchen Be-
hörde? Für mich persönlich sind keine 
Vorteile in dieser Struktur erkennbar.

Lange Dienstwege für  
notwendige Entscheidungen  
Es gab Zeiten, da waren wir ein Teil 
der Anstalt, in der wir unseren Dienst 
tun durften. Man hatte vor Ort den An-
staltsleiter/in oder Verwaltungsleiter/
in und dienstlichen Vorgesetzten. 

Da war auch nicht immer aller Tage 
„Sonnenschein“, aber man fühlte sich 
als vollwertiger Kollege seiner Dienst-
stelle.

Der Eindruck hat sich nach 17 Jah-
ren sehr verändert, Aufgaben zwischen 
Anstalt und LBBG werden minutiös ab-
gegrenzt. Wo es keine Verfügung gibt, 
da gibt es keine „Bewegung“, jeder 
schiebt die Verantwortlichkeit zu den 
Nächsten. Entscheidungen müssen 
über lange Dienstwege erörtert, aus-
diskutiert und besprochen werden, 
oftmals ohne Ergebnis. 

Man fühlt sich häufig als Mitglied ei-
ner Behörde, die das  „fünfte Rad am 
Wagen“ ist. 

Ich habe zwar nicht mehr sehr viele 
Jahre im aktiven Dienst, würde mich 
aber sehr freuen, wenn wieder mehr 
Augenmerk auf die Bildung und Be-
schäftigung der Gefangenen gelegt 
wird, und wo man nicht nur die Arbeit 
verwaltet! 

Ein besorgter Mitarbeiter  
des LBBG � ■
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